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180. Verordnung: Gewerberechtliche Begünstigungen für Absolventen des Werkschulheimes Felbertal.
1 8 1 . Verordnung: 19. Änderung der Arzneitaxe.
1 8 2 . Verordnung : Änderung der Verordnung über die Gewährung von Ruhegenußzulagen und Versorgungs-

zulagen auf Grund der Exekutivdienstzulage, der Wachdienstzulage und der Truppendienst-
zulage.

183. Kundmachung: Anwendung des Markenschutzgesetzes im Verhältnis zur Republik Korea.
1 8 4 . Kundmachung: Aufhebung des § 4 Abs. 1 der Dienstrechtsverfahrensverordnung durch den Verfassungs-

gerichtshof.
185. Kundmachung: Berichtigung von Druckfehlern im Bundesgesetzblatt.

1 8 0 . Verordnung des Bundesministeriums
für Handel und Wiederaufbau vom
26. August 1960 über gewerberechtliche Be-
günstigungen für Absolventen des Werk-

schulheimes Felbertal.
Auf Grund des § 14 a der Gewerbeordnung

wird im Einvernehmen mit dem Bundesministe-
rium für Unterricht verordnet:

§ 1. (1) Das Abschluß- und Reifezeugnis des
mit dem Öffentlichkeitsrecht ausgestatteten
Werkschulheimes Felbertal oder das Abschluß-
zeugnis über den erfolgreichen Besuch der Fach-
schule dieser Anstalt ersetzen den gemäß § 14
Abs. 2 2. 1 der Gewerbeordnung erforderlichen
Nachweis der ordnungsmäßigen Beendigung des
Lehrverhältnisses im Gewerbe der Schlosser (§ 1 b
Abs. 2 Z. 7 der Gewerbeordnung), im Gewerbe
der Radiomechaniker (§ 1 b Abs. 2 Z. 21
der Gewerbeordnung) oder im Gewerbe
der Tischler (§ 1 b Abs. 2 2. 30 der
Gewerbeordnung), je nachdem, welche Abteilung
der Fachschule der Zeugnisinhaber besucht hat.

(2) Den im Abs. 1 angeführten Zeugnissen ist
folgende Klausel beizufügen:

„Dieses Zeugnis ersetzt auf Grund des § 1
Abs. 1 der Verordnung vom 26. August 1960,
BGBl. Nr. 180, den Nachweis der ordnungs-
mäßigen Beendigung des Lehrverhältnisses (Gesel-
lenbrief) im Gewerbe der ".

Bock

1 8 1 . Verordnung des Bundesministeriums
für soziale Verwaltung vom 16. September
1960, womit die Österreichische Arzneitaxe
1956, BGBl. Nr. 251/1955, neuerlich abge-
ändert wird (19. Änderung der Arzneitaxe).

Auf Grund des § 7 des Gesetzes vom 18. De-
zember 1906, RGBl. Nr. 5/1907, betreffend die
Regelung des Apothekenwesens, wird verordnet:

Die Verordnung des Bundesministeriums für
soziale Verwaltung vom 5. Dezember 1955, BGBl.
Nr. 251, womit eine Österreichische Arzneitaxe
herausgegeben wird (Österreichische Arzneitaxe
1956), in der Fassung der Verordnung vom
13. Juni 1960, BGBl. Nr. 124, wird abgeändert
wie folgt:

Artikel I

In der Anlage B werden die Preisansätze der
nachstehend angeführten Arzneimittel wie folgt
festgesetzt:
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Artikel II

Die Verordnung tritt mit 1. Oktober 1960 in
Kraft.

Proksch

1 8 2 . Verordnung der Bundesregierung
vom 20. September 1960, mit der die Ver-
ordnung der Bundesregierung über die Ge-
währung von Ruhegenußzulagen und Ver-
sorgungszulagen auf Grund der Exekutiv-
dienstzulage, der Wachdienstzulage und der

Truppendienstzulage geändert wird.

Auf Grund des § 51 b Gehaltsüberleitungs-
gesetz, BGBl. Nr. 22/1947, in der Fassung der
Gehaltsüberleitungsgesetz-Novelle 1956, BGBl.
Nr. 55, wird verordnet:

Artikel I.

§ 1 Abs. 2 der Verordnung BGBl. Nr. 229/
1957 hat mit Wirkung ab 1. Jänner 1961 zu
lauten:

(2) Das Ausmaß der Ruhegenußzulage beträgt:

Artikel II.

§ 1 Abs. 2 der. Verordnung BGBl. Nr. 229/
1957 hat mit Wirkung ab 1. Jänner 1962 zu
lauten:
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(2) Das Ausmaß der Ruhegenußzulage beträgt:

Raab Afritsch Broda
Drimmel Proksch Heilingsetzer Hartmann

Bock Waldbrunner Graf

1 8 3 . Kundmachung des Bundesministeriums
für Handel und Wiederaufbau vom 5. Sep-
tember 1960, betreffend die Anwendung des
Markenschutzgesetzes im Verhältnis zur

Republik Korea.

Auf Grund des § 32 Abs. 1 lit. a und Abs. 4
des Markenschutzgesetzes 1953, BGBl. Nr. 38,
wird kundgemacht:

§ 1. (1) In der Republik Korea genießen
Marken von Unternehmen mit dem Sitz in
Österreich (österreichische Marken) denselben
Schutz wie Marken von Unternehmen mit dem
Sitz in der Republik Korea.

(2) In der Republik Korea ist der Schutz öster-
reichischer Marken vom Schutz in Österreich
unabhängig.

§ 2. Marken von Unternehmen, die ihren Sitz
in der Republik Korea haben, genießen daher
in Österreich den Schutz des Markenschutz-
gesetzes 1953, und zwar auch dann, wenn die

betreffenden Marken im Ursprungsland nicht ge-
schützt sind. Bei der Anmeldung dieser Marken
in Österreich ist ein Nachweis, daß die Marken
in der Republik Korea registriert sind, nicht zu
erbringen.

Bock

184 . Kundmachung der Bundesregierung
vom 6. September 1960 über die Aufhebung
des § 4 Abs. 1 der Dienstrechtsverfahrens-
verordnung durch den Verfassungs-

gerichtshof.

Gemäß Artikel 139 Abs. 2 des Bundes-Ver-
fassungsgesetzes in der Fassung von 1929 und
gemäß § 60 des Verfassungsgerichtshofgesetzes
1953, BGBl. Nr . 85, wird kundgemacht:

(1) Der Verfassungsgerichtshof hat mit seinem
Erkenntnis vom 24. Juni 1960, G 13, 14/59,
V 41/59-8, die Bestimmung des § 4 Abs. 1 der
Dienstrechtsverfahrensverordnung, BGBl. Nr .
251/1958, als gesetzwidrig aufgehoben.

(2) Die Aufhebung wird mit Ablauf des 24. De-
zember 1960 wirksam.

Raab Pittermann Afritsch Broda
Drimmel Proksch Heilingsetzer Hartmann

Bock Kreisky

1 8 5 . Kundmachung des Bundeskanzler-
amtes vom 15. September 1960, betreffend
die Berichtigung von Druckfehlern im Bun-

desgesetzblatt.

Auf Grund des § 2 Abs. 4 des Bundesgesetzes
vom 7. Dezember 1920, BGBl. Nr. 33, über das
Bundesgesetzblatt wird kundgemacht:

1. Die Kundmachung des Europäischen Ab-
kommens über die Regelung des Personenver-
kehrs zwischen den Mitgliedsstaaten des Europa-
rates, BGBl. Nr. 175/1958, ist wie folgt zu be-
richtigen:

Im Artikel 1 Abs. 3 des englischen Textes hat
es statt „duration whenever" richtig „duration
or whenever" zu lauten.

2. Die Kundmachung des Bundeskanzleramtes
vom 23. Dezember 1959, BGBl. Nr. 23/1960, be-
treffend Anhang 4 zum Abkommen über den
Straßenverkehr, ist wie folgt zu berichtigen:

In der Liste der Unterscheidungszeichen für
die einzelnen Staaten und Gebiete hat es in der
ersten Spalte statt „United Arab Republics"
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richtig „United Arab Republic" und in der
zweiten Spalte statt „Austria" richtig „Autriche",
statt „Ceylon" richtig „Ceylan", statt „Tchécho-
slovaquie" richtig „Tchécoslovaquie" und statt
„Turkie" richtig „Turquie" zu lauten.

3. Die Kundmachung des Bundeskanzleramtes
vom 30. März 1960, BGBl. Nr. 83, über die
Erweiterung des Geltungsbereiches des Weltpost-
vertrages vom 3. Oktober 1957 und der am
gleichen Tage abgeschlossenen Nebenabkommen,
ist wie folgt zu berichtigen:

Im Abschnitt IV ist nach dem Worte „Post-
reisegutscheine" ein Beistrich zu setzen.

4. Das Bundesgesetz vom 18. Mai 1960, BGBl.
Nr. 115, mit dem das Bangseuchen-Gesetz abge-
ändert wird, ist wie folgt zu berichtigen:

In der Ziffer 3 ist im neuen Wortlaut des
§ 7 Abs. 3 der zweite Satz mit dem Wortlaut
„Ein solcher Bestand darf im geschäftlichen Ver-
kehr nicht als bangfreier Bestand auszusprechen."
zu streichen.

5. Die Verordnung der Bundesregierung vom
10. Mai 1960, BGBl. Nr. 120, ist wie folgt zu
berichtigen:

Im Titel hat es statt „2. März 1952" richtig
„6. März 1952" zu lauten.

6. Das 44. Stück des Bundesgesetzblattes für
die Republik Österreich, ausgegeben am 25. Juli
1960, ist wie folgt zu berichtigen:

Im Index hat es unter der Nummer 140 statt
„Kundmachung: Beitritt Neuseelands..." richtig
„Kundmachung: Beitritt Kanadas . . ." zu lauten.

7. Die Kundmachung des Bundeskanzleramtes
vom 28. Juni 1960, BGBl. Nr. 140, ist wie folgt
zu berichtigen:

Im Titel hat es statt „Beitritt Neuseelands"
richtig „Beitritt Kanadas" zu lauten.

8. Die Verordnung des Bundesministeriums
für Unterricht vom 29. Juni 1960, BGBl. Nr. 145,
über die im § 115 a des Gewerblichen Selbstän-
digen-Pensionsversicherungsgesetzes vorgesehene
Kommission, ist wie folgt zu berichtigen:

Im ersten Absatz hat es statt „BGBl. Nr. 292/
1958" richtig „BGBl. Nr. 292/1957" zu lauten.

9. Die Verordnung des Bundesministeriums
für Justiz vom 4. August 1960, BGBl. Nr. 173,
mit der die Durchführungsverordnung zum
Arbeitshausgesetz geändert wird, ist wie folgt
zu berichtigen:

In der Ziffer 3 hat es statt „VII. Kosten der
Unterbringung." richtig „VI a. Kosten der Unter-
bringung." zu lauten.

Raab


